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Die Regelungen des BGB AT bilden die absolute Grundlage für die Erlernung und 

Beherrschung des gesamten Zivilrechts. Sie betreffen u.a. das Zustandekommen 

und die Auslegung von Willenserklärungen und Verträgen, auch unter Einschaltung 

von Stellvertretern und Boten. 

Dieses Skript stellt diese Inhalte so dar, wie Sie sie in Ihrer Examensklausur brau-

chen. Es vermittelt Ihnen die vielfältigen Vernetzungen und Strahlwirkungen des 

BGB AT in das gesamte Zivilrecht, weit über dem für eine Semesterabschlussklausur 

ausreichenden Grundwissen. Die aktuelle Rechtsprechung wurde selbstverständlich 

eingearbeitet.

Als Lernbuch, das auf Studierende zugeschnitten ist, enthält das Skript neben dem 

erforderlichen Fachwissen:

 27 Fälle auf Klausurniveau für die optimale Verknüpfung von Fachwissen und Fall-

lösung

 Übersichten, die Sie bei der Erfassung des Stoffes unterstützen und eine schnelle 

Wiederholung erleichtern

 Aufbauschemata, die es Ihnen ermöglichen, die grundlegenden Elemente vom dar-

gestellten Fall zu lösen und auf Ihre Examensklausur zu übertragen

 Strukturübersichten, die Ihnen die Einordnung der behandelten Probleme in das 

Gesamtsystem erleichtern

Sie erhalten die Karteikarten BGB AT zu 

einem vergünstigten Preis, wenn Sie sie 

zusammen mit diesem Skript erwerben.
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 Überschreitung nur der
Befugnis im Innen ver -
hältnis* (rechtl. Dürfen)

 Vertragspartner kennt
dies oder hätte dies
ohne Weiteres erkennen
können (Evidenz)

 str., ob Vertreter von
Überschreitung Kennt -
 nis haben muss
– Lit. m.M. (+)
– h.L. (–)
– BGH: nur bei handels-

rechtlicher Vollmacht

Missbrauch der 
Ver tretungsmacht

Kollusion, § 138§ 181

Stellvertretung (11) – Beschränkung der Vertretungsmacht

Wortlaut § 181
 Insichgeschäft
 Mehrfachver tre tung

analog
 wenn Vertreter Un ter -

vertreter bestellt und
mit diesem das Rechts -
geschäft vornimmt

 wenn der Vertreter nach
dem materiellen Inhalt
der WE auf beiden
Seiten des Rechts -
geschäftes mitwirkt

. Geschäftsführer einer
GmbH erklärt für die
GmbH die Auf gabe
einer Hypo thek
(§§ 873, 875), die der
GmbH am Grund stück
des Geschäfts führers
zusteht.

Das Rechtsgeschäft ist
nichtig, wenn Ver tre ter
und Ver trags part ner ein -
verständlich zum Zwecke
der Schä di gung des Ver -
tre te nen zu sam men -
wirken.

Zulässig wenn:
 in Erfüllung der Ver bind -

lichkeit, § 181
 Gestattung, § 181
  Rechtsgeschäft für den

Vertretenen lediglich
rechtlich vorteilhaft

Wenn unzulässig:
 Vertreter handelt ohne

Vertretungs macht, 
§§ 177 ff.,  34

* Wird auch die Vertre -
tungs macht im Außen -
verhält nis (rechtliches
Können) überschrit ten,
dann finden §§ 177 ff.
direkte Anwen dung,  34.

a

 Rechtsfolge: Vertreter kann sich gem. § 242 nicht auf
Vertre tungs    macht berufen (a.A. §§ 177 ff. analog,
schwe bende Unwirk samkeit). Bei Mitverschulden des
Ver tre tenen (unzureichende Kontrolle des Vertreters)
kürzt die h.M. die Erfüllungsansprüche (Rechtsgedanke
§ 254).

BGB AT I

04 Vertretung

Erlischt die Vollmacht mit dem Tod des 
Vollmachtgebers?

Mit dem Tod des Vollmachtgebers kann im 
Einzelfall das Grundgeschäft und sodann 
gemäß § 168 S. 1 die Vollmacht erlöschen. Im 
Zweifel bleiben aber gemäß § 672 S. 1 (analog) 
das Grundgeschäft und die Vollmacht als 
transmortale Vollmacht bestehen. Im Zweifel will 
der Vollmachtgeber, dass das Hauptgeschäft 
abgeschlossen wird, auch wen er vor dem 
Abschluss stirbt.

  Überall lernen, im Browser oder in der App, auch offl ine

  Frage-Antwort-Modus (Freitext und Multiple-Choice)

 Vorhandene eCards ergänzen und eigene hinzufügen

  Wissenschaftlich erprobtes Wiedervorlagesystem

Die eCards passend zu diesem Skript fi ndet Ihr hier: 

www.repetico.de/alpmann-schmidt

powered by

Passend zu jedem S-Skript!

eCards

Karteikarten
Passend zu jedem S-Skript!

KK

 Komprimierte Darstellung des prüfungsrelevanten Stoffs

  Übersichten, Schaubilder und Schemata ermöglichen 

das schnelle Erfassen, Verstehen und Wiederholen 

des Rechtsgebiets Bayreuth

Regensburg

Dein Repetitorium
für das 1. ExamenE1

Überzeugt Euch selbst 

Wir heißen Euch 

als Probehörer willkommen!

Examensvorbereitung
ist Vertrauenssache

– uns vertraut man seit 1956

Weitere Informationen unter
www.alpmann-schmidt.de
oder in unseren Kursen vor Ort!
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Rechtsanwalt Dr. Jan Stefan Lüdde

ist langjähriger Autor und Dozent, insbesondere zur Vorbereitung auf die beiden 
juristischen Examina.

Dadurch ist er fachlich stets auf dem aktuellen Stand und weiß, wie sich das 
Wissen didaktisch einprägsam darstellen lässt. Generationen von Studierenden 
hat er bereits zum Prädikatsexamen verholfen und ihnen vermittelt, wie sich 
juristische Fälle – auch ohne viel Auswendiglernen, sondern mit methodischen 
Grundfähigkeiten und Verständnis – lösen lassen.

Seine Expertise hat er auch in das vorliegende Skript einfließen lassen.
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Einleitung 1. Teil
1. Teil: Einleitung

A. Regelungsinhalte des BGB AT und ihre Darstellung
1Die allgemeinen Regeln des Zivilrechts sind im 1. Buch des BGB („BGB AT“) enthalten. Sie

sind „vor die Klammer“ gezogen und gelten als leges generales im gesamten Zivil-
recht, soweit keine vorrangigen Sonderregeln (leges speciales) aus den Büchern 2 bis 5
des BGB oder aus anderen Spezialgesetzen (insbesondere dem HGB) eingreifen.

Beispiel: Für das Zustandekommen des Kaufvertrags durch Angebot und Annahme gelten die §§ 145 ff.1

Bei der Berechnung der Verjährungsfrist des § 438 gelten die §§ 186 ff. 

Beispiel: Die Übereignung einer Sache erfordert eine vertragliche Einigung (§ 929 S. 1: „einig sind“;
§ 873 Abs. 1: „Einigung“). Die hierfür erforderlichen Willenserklärungen können nach Maßgabe der
§§ 164 ff. durch Vertreter abgegeben und nach Maßgabe der §§ 142 Abs. 1, 119 ff. angefochten werden.

Beispiel: Eheverträge (§§ 1408 ff.) dürfen weder gegen gesetzliche Verbote verstoßen (§ 134) noch sit-
tenwidrig sein (§ 138). Sind sie teilweise nichtig, richtet sich die Wirksamkeit des Restes nach § 139. 

Beispiel: Auch ein Testament ist eine Willenserklärung. Daher findet grundsätzlich BGB AT Anwen-
dung, allerdings gibt es in erheblichem Umfang Sonderregeln: Als Sonderform der Geschäftsfähigkeit
(§§ 104 ff.) ist die Testierfähigkeit in § 2229 geregelt. Eine Vertretung (§§ 164 ff.) ist gemäß § 2064 aus-
geschlossen. Die Anfechtung richtet sich nicht nach §§ 142 Abs. 1, 119 ff., sondern nach §§ 2078 ff.

Beispiel: Gemäß § 137 S. 1 kann die Verfügungsbefugnis über ein Recht (z.B. das Eigentum oder eine
Forderung) nicht ausgeschlossen werden. Bei einer Forderung ist aber gemäß § 399 Var. 2 ein solcher
Ausschluss doch möglich. Hinsichtlich bestimmter Geldforderungen erklärt jedoch § 354a Abs. 1 S. 1
HGB den Ausschluss für unbeachtlich (wobei § 354a Abs. 2 HGB wiederum eine Rückausnahme enthält).

2Einige Regelungsbereiche des BGB AT lassen sich gleichwohl besser im Zusammen-
hang mit spezielleren Regelungen darstellen:   

1 Paragrafen ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB.

BGB AT

Personen

Natürliche
Personen,

Verbraucher,
Unternehmer

§§ 1–14

Juristische
Personen

§§ 21–89

Sachen und
Tiere

§§ 90–103

Rechtsgeschäfte
(BGB AT im engeren Sinne):

Geschäftsfähigkeit,
Willenserklärung, Vertrag,

Bedingung und
Zeitbestimmung, Vertretung
und Vollmacht, Einwilligung
und Genehmigung, Fristen,

Termine, Verjährung

§§ 104–218

Ausübung der
Rechte, Selbst-
verteidigung,

Selbsthilfe

§§ 226–231

Sicherheits-
leistung

§§ 232–240

AS-Skripten:
Schuldrecht AT 2

BGB AT 1

AS-Skripten:
Gesellschaftsrecht,
Verwaltungsrecht

AT 1

AS-Skripten:
Sachenrecht 1,
Sachenrecht 2

AS-Skripten:
BGB AT 1, BGB AT 2

AS-Skript:
Schuldrecht BT 4

AS-Skript:
BGB AT 2
1
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B. Rechtsfähigkeit und Rechtssubjekte; Rechtsobjekte
3 Die Rechtsfähigkeit bezeichnet die Fähigkeit eines Subjekts, Träger von Rechten

und Pflichten, also Rechtssubjekt zu sein.2

Manche Rechtssubjekte sind Verbraucher (§ 13), Unternehmer (§ 14) oder Kaufmann (§§ 1 ff. HGB).
Dies sind aber lediglich personenbezogene Tatbestandsmerkmale bestimmter Normen,3 die die
Rechtsfähigkeit des Subjekts an sich unberührt lassen.

4 Rechtssubjekte sind klassischerweise Menschen, also natürliche Personen. Bereits mit
der Vollendung der Geburt erwirbt der Mensch die Rechtsfähigkeit im zivilrechtli-
chen Sinne, § 1. Bereits ein Säugling kann z.B. Partei eines Kaufvertrags, Eigentümer ei-
ner Sache, Erbe eines Verstorbenen und Gesellschafter einer Gesellschaft sein.

Strafrechtlichen Schutz (§§ 211 ff., 223 ff. StGB) besteht bereits ab Beginn der Eröffnungswehen.4

5 Ferner sind juristische Personen rechtsfähige Rechtssubjekte.5 

Beispiele: GmbH, § 13 Abs. 1 GmbHG; AG, § 1 Abs. 1 S. 1 AktG; e.V., § 21 

Auch Personengesellschaften bzw. -vereinigungen können generell bzw. partiell
rechtsfähige Rechtssubjekte sein.

Beispiele: GbR, § 705 Abs. 2; OHG, § 105 Abs. 2 HGB; KG, §§ 105 Abs. 2, 161 Abs. 2 HGB

6 Von der Rechtsfähigkeit sind andere Eigenschaften abzugrenzen:

n Die Geschäftsfähigkeit bestimmt, ob eine natürlich Person Rechtsgeschäfte selbst-
ständig vollwirksam vornehmen kann, vgl. § 105 Abs. 1.6 Diese Fähigkeit haben grund-
sätzlich nur geistig gesunde Menschen, die bei Bewusstsein sowie volljährig sind, vgl.
§§ 104, 105 Abs. 2. Die Volljährigkeit tritt gemäß § 2 mit Vollendung des 18. Lebens-
jahres ein, vorher besteht Minderjährigkeit. Minderjährige sind beschränkt ge-
schäftsfähig. Von Ihnen abgeschlossene Rechtsgeschäfte sind nach Maßgabe der
§§ 107 ff. wirksam bzw. unwirksam.

Hinweis: Die Unwirksamkeit eines Rechtsgeschäfts nach §§ 104 ff. wird im AS-Skript
BGB AT 2 zusammen mit den anderen Unwirksamkeitsgründen ausführlich dargestellt.
Auch für einen nicht (voll) Geschäftsfähigen kann ein Vertreter Geschäfte abschließen,
dazu näher in diesem AS-Skript Rn. 296 ff. sowie ebenfalls im AS-Skript BGB AT 2.

n Die Deliktsfähigkeit bestimmt, ob eine natürliche Person deliktisch (insbesondere
nach den §§ 823 ff.) haftet. Dies richtet sich nach den §§ 827 und 828.7

n Im Zivilprozessrecht müssen Ihnen die Begriffe Parteifähigkeit, Prozessfähigkeit,
Prozessführungsbefugnis und Postulationsfähigkeit bekannt sein.8 Die Parteifä-

2 Grüneberg/Ellenberger, Einf v § 1 Rn. 1.
3 Näher zum Verbraucher und Unternehmer AS-Skript Schuldrecht AT 2 (2024), Rn. 4 ff.; s. dort in Rn. 174 auch den Über-

blick über die Darstellung des Verbraucherschutzes in den AS-Skripten. Näher zum Kaufmann AS-Skript Handelsrecht
(2022), Rn. 5 ff.

4 S. näher AS-Skript Strafrecht BT 2 (2024), Rn. 17 ff.
5 Näher zu juristischen Personen und Personengesellschaften bzw. -vereinigungen AS-Skript Gesellschaftsrecht (2024).
6 Grüneberg/Ellenberger Einf v § 104 Rn. 3.
7 Näher zur Deliktsfähigkeit AS-Skript Schuldrecht BT 4 (2023), Rn. 213 ff.
8 Näher zu den zivilprozessualen Begriffen AS-Skript ZPO (2022), Rn. 17, 133 ff. und 143 ff.
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higkeit ist dabei das Pendant zur Rechtsfähigkeit, denn parteifähig ist gemäß § 50
Abs. 1 ZPO jedenfalls derjenige, der rechtsfähig ist.

7Rechtsobjekte sind Vermögenswerte, an denen ein Rechtssubjekt ein Recht haben kann.

Beispiele: Sachen und Tiere (§§ 90, 90a S. 3) sowie unkörperliche Gegenstände

C. Ansprüche sowie Einwendungen und Einreden gegen diese
8Ansprüche machen einen ganz wesentlichen Teil der Rechte und Pflichten aus, die ein

rechtsfähiges Rechtssubjekt innehaben bzw. denen es ausgesetzt sein kann. Sie spielen
daher nicht nur eine große Rolle in der Praxis, sondern sind in beiden Examina oft das
„Gewand“, in welchem Sie zivilrechtliche Fragestellungen erörtern müssen.

Gelegentlich sind die Fragestellungen enger und zielen nur auf die Inhaberschaft eines Rechts ab („Ist
A Eigentümer?“). In der Regel gilt es aber, diese Rechte (und überhaupt die gesamten zivilrechtlichen
Normen) inzident in einem Anspruch zu prüfen. So kann die Eigentumslage beispielsweise im Rah-
men des § 985, des § 812 Abs. 1 (als erlangtes Etwas), des § 823 Abs. 1 (als verletztes Rechtsgut), des
§ 823 Abs. 2 i.V.m. § 242 StGB (Fremdheit der Sache) und des § 433 Abs. 1 S. 1 Var. 2 (Erlöschen des An-
spruchs gemäß § 362 Abs. 1 durch wirksame Übereignung der Kaufsache an den Käufer) zu prüfen sein.

I. Ansprüche
9Die Legaldefinition des Anspruchs liefert Ihnen § 194 Abs. 1: Als Anspruch wird das

Recht bezeichnet, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen.

Die Merkformel für die Anspruchsprüfung lautet „Wer will was von wem woraus?“ 

n „Wer“ meint das rechtsfähige Rechtssubjekt, das Inhaber des Anspruchs ist, also den
Gläubiger.

n „von wem“ meint das rechtsfähige Rechtssubjekt, das zur Erfüllung des Anspruchs
verpflichtet ist, also den Schuldner.

n „woraus“ meint die Anspruchsgrundlage. Das kann

n eine gesetzliche Norm (z.B. § 122; §§ 280 ff.; §§ 812 ff.; §§ 823 ff.; § 985) oder 

n ein Verpflichtungsvertrag (dazu auch Rn. 22) sein. Aufgrund der Vertragsfrei-
heit, welche Ausfluss der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) ist und
in § 311 Abs. 1 einfachgesetzlich deklaratorisch erwähnt wird, steht es rechtsfähi-
gen Rechtssubjekten frei, Verträge zu schließen.

Klausurhinweis: Bei im Schuldrecht BT näher ausdefinierten typischen Verträgen hat
es sich eingebürgert, als Anspruchsgrundlage nicht (nur) den Verpflichtungsvertrag zu
nennen, obwohl streng genommen allein dieser den Anspruch entstehen lässt. Es wird
(auch) die entsprechende Norm aus dem Schuldrecht BT angeführt oder sogar in den Vor-
dergrund gestellt. Der Anspruch des Verkäufers gegen den Käufer auf Kaufpreiszahlung
wird z.B. üblicherweise aus § 433 Abs. 2 Var. 1 (i.V.m. dem Kaufvertrag) hergeleitet.

n „was“ meint die Rechtsfolge des Anspruchs (auch: Anspruchsinhalt). Dies ist häufig

n ein Realakt (Tun, Dulden oder Unterlassen) oder

n eine rechtsgeschäftliche Verfügung (dazu auch Rn. 23) über ein Rechtsobjekt.
3
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Klausurhinweis: Im Gutachten müssen sowohl Ihr in die Anspruchsprüfung einleitender
Obersatz als auch Ihr korrespondierender Ergebnissatz die vier genannten Elemente bein-
halten, z.B.: „Die V-GmbH könnte gegen den K einen Anspruch auf Herausgabe des Teppichs
aus § 985 haben. ... Die V-GmbH hat somit gegen K (k)einen Anspruch auf Herausgabe des
Teppichs aus § 985.“

II. Einwendungen und Einreden
10 Auch wenn die Voraussetzungen der Anspruchsgrundlage isoliert betrachtet erfüllt

sind, kann es dem Gläubiger verwehrt sein, den Anspruch geltend zu machen. 

Hinweis: Es folgt ein knapper Überblick über die Begrifflichkeiten und die Systematik.
Die einzelnen Einwendungen und Einreden werden ausführlich im Zusammenhang mit der
jeweiligen Materie in den AS-Skripten dargestellt.

11 n Einwendungen greifen kraft Gesetzes (ipso iure). Sie werden von den Gerichten von
Amts wegen berücksichtigt, soweit ihre Voraussetzungen vorliegen. 

n Rechtshindernde Einwendungen lassen den Anspruch bereits nicht entstehen.

Beispiele: Formnichtigkeit, § 125; Sittenwidrigkeit, § 138

n Rechtsvernichtende Einwendungen vernichten den Anspruch im Nachhinein. 

Beispiele: Erfüllung, § 362 Abs. 1; Aufrechnung, § 389

Obgleich ein Gestaltungsrecht (z.B. Aufrechnung, Widerruf i.S.d. §§ 355 ff.) erst nach
seiner Ausübung durch Gestaltungserklärung (vgl. § 388; § 355 Abs. 1 S. 2) Wirkung
entfaltet, ergibt sich auch aus diesen eine Einwendung, sobald sie ausgeübt wer-
den. Denn die unmittelbaren Auswirkungen auf den Anspruch ergeben sich nicht
aus der Gestaltungserklärung, sondern aus dem Gesetz (vgl. § 389; § 355 Abs. 1 S. 1).

12 n Rechtshemmende Einreden wirken nur, soweit der Schuldner sich auf sie beruft
(Merksatz: „Über Einreden muss man reden.“). Sie lassen den Anspruch nicht erlö-
schen, sondern hemmen nur seine Durchsetzbarkeit.

n Dilatorische Einreden (lat. dilatio: Verzögerung) hemmen die Durchsetzbarkeit
des Anspruchs nur für eine gewisse Zeit.

Beispiele: Zurückbehaltungsrechte (insbesondere § 273 und § 320); Stundung (aufgrund Ver-
tragsfreiheit zulässig, in § 205 hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Verjährung erwähnt)

n Peremptorische Einreden (lat. peremptio: Vernichtung) hemmen die Durchsetz-
barkeit des Anspruchs hingegen dauerhaft

Beispiele: Verjährung (§ 214 Abs. 1); Einrede der Bereicherung (partiell in § 821 erwähnt); Arg-
listeinrede (partiell in § 853 erwähnt)

§ 275 Abs. 1 enthält eine rechtshindernde bzw. rechtsvernichtende Einwendung (je nachdem, wann
die Unmöglichkeit eintritt). § 275 Abs. 2 u. 3 enthält unstreitig Einreden, aber nach h.M. ausnahmswei-
se nicht mit bloß hemmender, sondern mit vernichtender Wirkung („rechtsvernichtende Einrede“).9

9 Vgl. AS-Skript Schuldrecht AT 1 (2024), Rn. 124.



Zusammenfassende Übersicht 2. Abschnitt
Tatbestand der Willenserklärung

Äußerer Erklärungstatbestand

n Handlungsbewusstsein

Erkennbar willensgesteuertes Handeln.

n Rechtsbindungswille

n Fehlt bei Erklärungen ohne einen rechtlichen Bezug (politische, wissenschaftliche, gesell-
schaftliche Äußerungen). 

n Aufforderung zur Angebotsabgabe (invitatio ad offerendum) ist kein verbindliches Ange-
bot (z.B. Schaufensterauslage, Zeitungsinserat, Anpreisung im Web-Shop; str. bei SB-Laden
und SB-Tankstelle). Start einer Internet-Auktion ist hingegen verbindlich.

n Auskunft, Rat und Empfehlung sind gemäß § 675 Abs. 2 grundsätzlich unverbindlich. Aber
verbindlicher Auskunftsvertrag, wenn Auskunft erkennbar von erheblicher Bedeutung und
Grundlage wesentlicher Entscheidungen.

n Alltägliche Gefälligkeiten sind rechtlich unverbindlich. Gefälligkeitsverträge begründen
schadensersatzbewehrte Leistungspflichten (§ 241 Abs. 1). Gefälligkeitsverhältnisse (von
h.M. nicht anerkannt) sollen nur Sorgfaltspflichten (§ 241 Abs. 2) begründen. Deliktsrecht
steht daneben.

n Kein Rechtsbindungswille bei erkanntem Vorbehalt (§ 116 S. 2) und Scheingeschäft (§ 117
Abs. 1), aber dissimuliertes Geschäft (§ 117 Abs. 2) gilt, wenn Voraussetzung erfüllt. Scherz-
geschäft (§ 118) ist nichtig, aber schadensersatzbewehrt (§ 122).

n Geschäftswille

Benennung der konkreten Rechtsfolgen; bei Verträgen essentialia negotii.

Innerer Erklärungstatbestand bzw. Zurechenbarkeit

n Handlungswille

Wille, zu handeln. Wenn nicht vorhanden, dann keine Willenserklärung.

n Erklärungsbewusstsein (Rechtsbindungswille)

Wissen, dass der Rechtsverkehr die Handlung für rechtlich relevant hält. Wenn nur potenziell
vorhanden, dann nach h.M. zwar Willenserklärung (+), aber anfechtbar (§ 119 Abs. 1 Var. 2 ana-
log).

n Geschäftswille

Wille, das konkrete Geschäft vorzunehmen. Bei Fehlen oder Abweichung vom objektiven Ge-
schäftswillen zwar Willenserklärung (+), aber anfechtbar (§ 119 Abs. 1). 

n Abredewidrige Blankettausfüllung

 Wird analog § 164 zugerechnet, soweit Ausfüllungsermächtigung vorhanden. Anderenfalls
gleichwohl Zurechnung analog § 172 Abs. 2 möglich. Wenn Zurechnung (+), dann berechtigt
der Irrtum des Geschäftsherrn über die Tatsache, dass das Blankett nur abredegemäß ausge-
füllt werde, nach h.M. nicht zur Anfechtung nach § 119 Abs. 1.
41
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ist materiell-rechtlich irrelevant (Koinzidenzprinzip).288 Sie kann aber bei der (prozessualen) Er-
mittlung des Vorsatzes im maßgeblichen Zeitpunkt eine Rolle spielen.

n sowie der Zweck des Rechtsgeschäfts und die Interessenlage der Parteien.

Irrelevant ist hingegen, wie der Empfänger die Erklärung tatsächlich verstanden hat,
sonst würde der Empfänger zu stark bevorteilt. Letztlich dürfen also grundsätzlich beide
Parteien darauf vertrauen, dass die Erklärung mit ihrem objektiven Inhalt gilt.289

Versteht der Empfänger die Erklärung falsch, so kann er seine hierauf folgenden, eigenen Erklärungen
nach Maßgabe des § 119 anfechten. Dann schuldet er aber Schadensersatz nach Maßgabe des § 122.

274 Verbleiben nach der Auslegung Zweifel, so können diese mithilfe von Zweifelsregelun-
gen beseitigt werden. Vorrang hat aber stets die individuelle Auslegung, denn nur bei
deren Misserfolg bestehen „Zweifel“ als Tatbestandsmerkmal der Auslegungsregel.

Beispiele: § 127 Abs. 1, § 154, § 262 § 449 Abs. 1, §§ 2066–2076290

Klausurhinweis: Ihre Ausführungen zur Auslegung dürfen kein Besinnungsaufsatz werden.
Sie müssen ihnen Struktur verleihen. Stellen Sie zunächst klar, ob Sie normativ oder natür-
lich (dazu Rn. 280 ff.) auslegen. Benennen Sie die konkret denkbaren Auslegungsvarian-
ten und inwiefern diese zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Begründen Sie, welcher
Auslegungsvariante Sie folgen. Verbleibende Zweifel schließen Sie mit Auslegungsregeln.

275 I. F könnte gegen B einen Zahlungsanspruch aus einer vertraglichen Vereinbarung
i.V.m. § 488 Abs. 1 S. 2 oder § 695 S. 1 haben.

Klausurhinweis: Wie in Rn. 9 ausgeführt, ergibt sich ein vertraglicher Anspruch nicht (nur)
aus dem Gesetz, sondern (auch/primär) aus dem Vertrag selbst, wobei das Gesetz bei typi-
sierten Verträgen den Inhalt des Anspruchs konkretisiert. Da der Inhalt der beiden Normen
ähnlich (aber nicht identisch, s.u.) ist und keine der beiden Vertragsarten vorliegt (sondern

288 Vgl. hierzu AS-Skript Strafrecht AT 1 (2025), Rn. 116 ff.
289 BGH NZG 2021, 302, 303 Rn. 19.
290 Ausführlich zur Auslegung im Erbrecht AS-Skript Erbrecht (2025), Rn. 254 ff.

Fall 13: Geschenkt oder „geliehen“?

Den Halbschwestern F und M gehört ein Grundstück zu gleichen Anteilen. Sie haben
es von ihrem Vater V geerbt, der stets keine Zweifel daran ließ, dass er M – ein
Wunschkind – wesentlich mehr mochte als F, mit deren Mutter er nur eine kurze Af-
färe hatte. Aufgrund dieser Vorgeschichte sind F und M verfeindet. B, der mit F be-
freundet ist und die Vorgeschichte mit V kennt, verkauft das Grundstück im Auftrag
der F und der M wirksam an X für 220.000 €. Als B der F die ihr laut Vereinbarung zu-
stehenden 100.000 € (20.000 € Provision für B, je 100.000 € für F und M) bar aushän-
digt, gibt die F dem B das Geld sofort zurück. B solle das Geld behalten, zumal sie –
die F – ohnehin nicht mit einem Verkauf gerechnet habe und weder mit dem unlieb-
samen Grundstück noch mit dem Erlös etwas zu tun haben wolle. Zudem solle lieber
B als M das Geld haben. Später, als die freundschaftlichen Beziehungen abgekühlt
sind, verlangt F von B Zahlung von 100.000 €. F erklärt, sie habe es sich überlegt, sie
wollte dem B das Geld nur „leihen“. Ansprüche F gegen B?



Auslegung, §§ 133, 157 6. Abschnitt
eine Schenkung), ist es kürzer und problemorientierter, beide Normen gemeinsam zu nen-
nen. Möglich ist aber auch, die Normen getrennt zu prüfen und bei der zweiten Prüfung
dann kurz auf die vorherigen Ausführungen zu verweisen.

F könnte ein Angebot zum Abschluss eines Darlehens- oder Verwahrungsvertrags ab-
gegeben haben. Die Erklärung ist nach Maßgabe der §§ 133, 157 auszulegen. 

2761. F gab ihre empfangsbedürftige Erklärung gegenüber dem B als Empfänger ab und es
ist nicht ersichtlich, dass B ausnahmsweise nicht schutzwürdig ist, daher ist die Erklä-
rung normativ auszulegen. Maßgeblich ist der Horizont eines objektiven Empfän-
gers in der Position des Empfängers B unter Berücksichtigung der Verkehrssitte im
Zeitpunkt des Zugangs der Erklärung.

2772. Denkbare Ergebnisse der Auslegung sind in der Tat ein Darlehensvertrag (§§ 488
ff.) oder ein Verwahrungsvertrag (§§ 688 ff.). Der erstgenannte würde B zur Rückzah-
lung eines Betrags i.H.v. 100.000 € mittels irgendwelcher Geldscheine (ohne Zinsen, da
nicht vereinbart) verpflichten, während beim zweitgenannten B dieselben Geldscheine
herausgeben müsste, die F ihm zuvor gegeben hatte. 

Beim Darlehen (Bargeld oder Buchgeld, mit oder ohne Zinsen, § 488) und beim Sachdarlehen (andere
vertretbare Sachen, §§ 607, 91) muss die gleiche Sache zurückgegeben werden, bei der Leihe (§ 598)
dieselbe Sache. Auch bei der Miete (§ 535) muss dieselbe Sache zurückgegeben werden, aber anders
als die Leihe ist sie entgeltlich. Von den vorgenannten Verträgen unterscheidet sich die Verwahrung
(§ 688) dadurch, dass der Eigentümer die Sache nicht im Interesse der anderen Partei, sondern im eige-
nen Interesse aus der Hand gibt. Bei der Verwahrung ist (wie bei Leihe und Miete, anders als bei [Sach-
]Darlehen) dieselbe Sache herauszugeben.

Es könnte aber auch ein Schenkungsvertrag (§§ 516 ff.) vorliegen. Dann wäre B nicht
zur Rückzahlung an F verpflichtet.

Klausurhinweis: Nun folgt die Benennung und Bewertung der konkreten Umstände
des Einzelfalls. Sie können hier relativ leicht Punkte sammeln, indem Sie – wie bei jeder Sub-
sumtion – den Sachverhalt möglichst detailreich wiedergeben. Sie dürfen dies keines-
falls als lästige Pflicht, als „zu einfach“ oder gar „unter dem Niveau eines Juristen“ ansehen.
Im Gegenteil: Wer sich hier zu kurz fasst, gipfelnd in der nichtssagenden Floskel „Das ist
hier der Fall.“, der wird massiv abgewertet.

2783. F sagte zu B, er solle das Geld „behalten“, was nach dem üblichen Wortsinn „dauerhaft
behalten“ bedeutet, also für eine Schenkung spricht. Gegen eine solche spricht zwar
tendenziell, dass B bereits eine üppige Provision erhalten hatte. F hatte daher insofern
keinen Anlass, dem B eine Geldsumme zukommen zu lassen, die den Rahmen eines un-
ter Freunden üblichen Geschenks deutlich übersteigt. Jedoch gab F gegenüber B auch
zu erkennen, dass sie das Geld wegen der Erinnerungen an V nicht haben will und dass
M es wegen ihrer bisherigen Bevorzugung nicht haben soll, sodass letztlich nur die
Möglichkeit bestand, es dauerhaft an B (oder einen hier nicht ersichtlichen Dritten) zu
geben. Aus Sicht eines objektiven Empfängers ergibt sich mithin vorliegend aus den
konkreten Umständen, dass F das Geld dem B dauerhaft zur freien Verfügung überlas-
sen wollte. 

Unbeachtlich ist hingegen, ob die Entscheidung der F wirtschaftlich vernünftig war.
Die Privatautonomie erlaubt es, auch wirtschaftlich unvernünftige Entscheidungen zu
99



Vertretung, §§ 164 ff.
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3. Teil
3. Teil: Vertretung, §§ 164 ff.
296 Die mit der Willenserklärung erstrebte Rechtsfolge tritt grundsätzlich in der Person des

Erklärenden ein. Nach dem Repräsentationsprinzip der §§ 164 ff. wirken aber Erklärun-
gen des Vertreters (Erklärungsvertretung oder Aktivvertretung, § 164 Abs. 1) bzw.
Zugänge beim Vertreter (Empfangsvertretung oder Passivvertretung, § 164 Abs. 3)
nicht für und gegen ihn, sondern für und gegen den Vertretenen alias Geschäftsherrn.

297

1. Abschnitt: Zulässigkeit
298 Die Vertretung ist bei allen nicht höchstpersönlichen Rechtsgeschäften zulässig. 

A. Rechtsgeschäft
299 Die §§ 164 ff. gelten nur für Willenserklärungen (vgl. Wortlaut § 164 Abs. 1 S. 1 und

Rn. 18 f.) und für rechtsgeschäftsähnliche Handlungen (vgl. Rn. 266).

300 Insbesondere gibt es keine Stellvertretung:

n bei der Ausführung von Realakten,

Beispiel: Der Eigentumserwerb gemäß §§ 946 ff. tritt unabhängig davon ein, wer die Verbindung
vorgenommen hat und welchen Willen der Handelnde hatte. 

n bei dem Erwerb oder der Übertragung des Besitzes – stattdessen können Hilfsper-
sonen nach anderen Regeln eingesetzt werden –

Die dingliche Einigung nach § 929 S. 1 besteht aus zwei Willenserklärungen, sodass eine Vertre-
tung möglich ist. Die zudem erforderliche Übergabe per Besitzübertragung als Realakt kann durch
Besitzdiener (§ 855), Besitzmittler (§ 868) oder Geheißpersonen (nicht normiert)307 geschehen. 

n und bei rechtswidrigen Handlungen – dort erfolgt eine Zurechnung Dritter nach
Maßgabe der §§ 278 S. 1, 831, 31, 89.

Aufbauschema § 164 Abs. 1 u. 3

n Zulässigkeit der Stellvertretung

n eigene Willenserklärung des Vertreters im Namen des Vertretenen
Bei Passivvertretung spiegelbildlich eigene Empfangszuständigkeit des Vertreters (s. Rn. 134)

n mit Vertretungsmacht 

Neben dem Vertreter und dem Vertretenen
tritt oft ein Dritter auf. Allgemein wird er als
Geschäftspartner oder Geschäftsgegner des
Vertretenen bezeichnet. Bei der Empfangsver-
tretung ist er der Erklärende und bei der Erklä-
rungsvertretung bezüglich empfangsbedürfti-
ger Willenserklärungen ist er der Adressat. Bei
Verträgen ist er zugleich der (avisierte) Ver-
tragspartner des Vertretenen.

Vertreter

Vertretener/
Geschäftsherr

Dritter

Willens-
erklärung(en)

Stell-
vertre-
tung

Rechtsfolgen

307 Näher zu den Hilfspersonen bei der Übergabe AS-Skript Sachenrecht 1 (2025), Rn. 124 ff.
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